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kratie hängt nicht nur vom Entwicklungsstand der organisa­
torischen und rechtlichen demokratischen Institute und For­
men ab. Eine große Rolle spielen hier die ideologischen Fak­
toren: die ideologisch-politische Erziehung, die Erziehung im 
Arbeitsprozeß und die ethische Erziehung, das ständige Wachs­
tum des geistigen Reichtums der Gesellschaft und die bessere 
Würdigung der gesellschaftlichen Arbeit. Die Partei sorgt da­
für, daß sich bei jedem Bürger eine aktive Lebenshaltung 
herausbildet. Darin liegt eine der entscheidenden Vorausset­
zungen für die Entfaltung einer Demokratie, die wirkt und 
ihrerseits großen Einfluß auf die Herausbildung der geistigen 
Haltung der Sowjetmenschen ausübt.

Auf dem XXVI. Parteitag der KPdSU wurde im Zusam­
menhang mit den Reserven für die Entfaltung der sozialisti­
schen Demokratie in sozialökonomischer Hinsicht auch auf 
die Notwendigkeit hingewiesen, ihre ethischen Potenzen aus­
zuschöpfen. Auf dem Parteitag wurde betont, daß solche Werte 
der sozialistischen Lebensweise wie selbstlose Arbeit, Staats­
bewußtsein, Patriotismus und andere die politische Aktivität 
der werktätigen Massen hervorrufen und eine zuverlässige 
Orientierung im Kampf gegen Spießertum, Egoismus und 
Raffgier sind, die zu politischer Passivität führen. Die theore­
tische Schlußfolgerung von der wachsenden Rolle der Partei 
im Leben der Gesellschaft, von der Festigung der demokrati­
schen Rechtsgrundlagen der Lebenstätigkeit des Staates, die 
in der Verfassung der UdSSR von 1977 verankert sind, hat 
ihre Bestätigung gefunden. Und das ist ganz gesetzmäßig: Er­
stens bringt die Partei, die ihre Beziehungen zu den Volks­
massen ständig vertieft, in ihren politischen Entscheidungen 
die ureigenen Interessen des ganzen Volkes und gleichzei­
tig die Bedürfnisse aller Klassen, sozialen Gruppen, Nationen 
und Völkerschaften, aller Generationen der Sowjetgesellschaft 
zum Ausdruck. Zweitens ist die Partei mit den Prinzipien 
ihrer eigenen Organisation und Tätigkeit, der Kollektivi­
tät der Leitung, der Einhaltung der Leninschen Lebensnor- 
men, dem entschiedenen Kampf gegen Voluntarismus, Büro­
kratismus und andere negative Erscheinungen ein Beispiel 
für echten Demokratismus, und die wachsende Rolle der 
KPdSU führt zu einer immer stärkeren Entwicklung der so­
zialistischen Demokratie.7

Staat und Persönlichkeit —
Erhöhung der gegenseitigen Verantwortung

Unter den gegenwärtigen Bedingungen ist die Tendenz zur 
Erhöhung der gegenseitigen Verantwortung des Sowjetstaa­
tes des ganzen Volkes und der Persönlichkeit deutlich zu be­
obachten. Ein überzeugender Beweis dafür sind insbesondere 
die Verfassung der UdSSR von 1977, die Verfassungen der 
Unionsrepubliken und der autonomen Republiken, die in 
Übereinstimmung mit den realen Prozessen der gesellschafts­
politischen Entwicklung unseres Landes die neuen, höheren 
Anforderungen einerseits an die staatlichen Organe, Funk­
tionäre, gesellschaftlichen Organisationen und andererseits 
an die Bürger verankern. Die dem Sozialismus objektiv 
eigene Einheit der grundlegenden Interessen des Staates und 
der Interessen der Gesellschaft und der Persönlichkeit führt 
zu einer ständigen Erweiterung des realen Inhalts und des 
Umfangs der sozialökonomischen, politischen und persönli­
chen Rechte der Bürger und ihrer Wechselbeziehungen zum 
Staat, die — im Kontext der allgemeinen Entwicklungsten­
denz gesehen — durch eine ständig wachsende Verantwor­
tung des Staates, seiner Organe und Funktionäre gegenüber 
der Gesellschaft und der Persönlichkeit und gleichzeitig der 
Verantwortung der Persönlichkeit gegenüber der Gesell­
schaft, dem Staat und den Mitbürgern gekennzeichnet sind.

Die Begründer des Marxismus-Leninismus haben betont, 
daß die Errichtung der Macht der Werktätigen direkt deren 
Kontrolle über ihren, den proletarischen Staat voraussetzt.8 
In der Wählbarkeit, Absetzbarkeit und Rechenschaftspflicht 
der Funktionäre, in ihrer Wandlung zu einfachen Vertretern 
der Gesellschaft sahen sie den prinzipiellen Unterschied des 
sozialistischen Staates zu allen ihm vorangegangenen Staats­
typen. Bekannt sind die Äußerungen W. I. Lenins über die 
Notwendigkeit der Kontrolle der Werktätigen über ihren 
Staatsapparat, Über die Notwendigkeit des Kampfes gegen 
bürokratische Entstellungen in seiner praktischen Tätigkeit, 
über die Notwendigkeit, den Bürgern beizubringen, „nach al­
len Regeln des... legitimen Kampfes um die Rechte für ihr 
Recht zu kämpfen“.9

Der XXVI. Parteitag der KPdSU stellte als eine der Haupt­
richtungen der Arbeit zur Vervollkommnung der Sowjetge­
setzgebung die Verwirklichung der verfassungsmäßigen Rechte 
der Bürger heraus.18 Eine wichtige Rolle bei der Realisierung 
dieser Aufgabe spielt — wie auf dem Parteitag hervorgehoben 
wurde — die Vervollkommnung der Rechtsgrundlagen der

Verteilungsverhältnisse, damit das gesamte System der ma­
teriellen und moralischen Stimuli überall eine „gerechte und 
objektive Bewertung des Arbeitsbeitrags eines jeden Werk­
tätigen“ gewährleistet.11 Die Sphäre der Verteilung war und 
bleibt Gegenstand der besonderen Aufmerksamkeit der Par­
tei. Dabei ist das Problem der Verteilung der gesellschaftlichen 
(materiellen und geistigen) Güter, der Befriedigung der le­
benswichtigen Bedürfnisse der Bürger untrennbar mit den 
sozialistischen Prinzipien der Gleichberechtigung und der Ge­
rechtigkeit verbunden. „Die Partei bemüht sich darum“, heißt 
es in dem Beschluß des Zentralkomitees der KPdSU „Zum 
60. Jahrestag der Gründung der Union der Sozialistischen So­
wjetrepubliken“, „daß bei der allgemeinen Zunahme des 
Verbrauchs materieller und geistiger Güter die aus der Ver­
gangenheit überkommenen Unterschiede zwischen sozialen 
Gruppen und Regionen, zwischen Stadt und Land überwun­
den werden und daß die gerechten sozialistischen Prinzipien 
der Verteilung konsequent beachtet und nicht entstellt wer­
den“.12 Die konsequente Verwirklichung dieser Prinzipien im 
sowjetischen Recht des ganzen Volkes, ihre strikte Befolgung 
in der praktischen Tätigkeit aller Staatsorgane, Funktionäre 
und gesellschaftlichen Organisationen ist eine unabdingbare 
Voraussetzung für die erfolgreiche gesellschaftspolitische und 
geistige Entwicklung der Sowjetgesellschaft.

Das sozialistische Prinzip „Jeder nach seinen Fähigkeiten, 
jedem nach seiner Leistung“ muß als Pflicht der Gesellschaft 
gegenüber der Persönlichkeit und zugleich als Pflicht der Per­
sönlichkeit gegenüber der Gesellschaft betrachtet werden. 
Dieses Prinzip ist weder mit Gleichmacherei noch mit der 
Existenz krasser, objektiv unbegründeter Unterschiede ver­
einbar. Beides unterhöhlt die materiellen und geistigen 
Grundlagen der sozialistischen Lebensweise und kann dem 
kommunistischen Aufbau ernsten Schaden zufügen, wenn ne­
gativen Erscheinungen auf diesem Gebiet nicht rechtzeitig der 
Weg versperrt wird.

Eine verantwortungsvolle Aufgabe der Rechtswissen­
schaft, die sich aus den Beschlüssen des XXVI. Parteitages der 
KPdSU ergibt, ist die weitere gründliche Untersuchung der 
sozialen Auswirkungen der wissenschaftlich-technischen Re­
volution18, die Suche nach Rechtsformen und rechtlichen Mit­
teln, mit deren Hilfe der sozialistische Staat alle komplizierter 
werdenden gesellschaftlichen Prozesse im Interesse der He­
bung des materiellen Wohlstandes des Volkes am wirksam­
sten beeinflussen kann. Die Vereinigung der Errungenschaf­
ten des wissenschaftlich-technischen Fortschritts mit dem So­
zialismus bringt neue Möglichkeiten für die Befriedigung der 
ständig wachsenden materiellen und geistigen Bedürfnisse 
des Menschen. Das durch die wissenschaftlich-technische Re­
volution bedingte wesentliche Wachstum der gesellschaftli­
chen Produktion ist somit eine wichtige Voraussetzung für die 
Effektivität der Sicherung der Grundrechte und Grundfrei­
heiten des Menschen. Eine wichtige Rolle im Komplex der 
Maßnahmen des Sowjetstaates, die den wissenschaftlich-tech­
nischen Fortschritt betreffen, spielen gleichzeitig die Rechts­
formen und rechtlichen Mittel, die negative Auswirkungen 
der wissenschaftlich-technischen Revolution verhindern sol­
len, u. a. solche, die eine Gefahr für das Leben und die Ge­
sundheit der Menschen hervorrufen. In diesem Zusammen­
hang müßten u. E. die Pläne für die wirtschaftliche und so­
ziale Entwicklung der Regionen, Städte und Siedlungen, in 
denen das Problem des Umweltschutzes auf Grund der Spe­
zifik der Produktion besonders aktuell ist, unbedingt ein kom­
plexes perspektivisches Programm von ökologischen Maß­
nahmen enthalten.

Die Erweiterung der Information der Bevölkerung
und die Aktualität der Erforschung der öffentlichen Meinung

Der XXVI. Parteitag schenkte den verschiedenen Aspekten 
des Funktionierens der öffentlichen Meinung als Institut der 
sozialistischen Demokratie, das sich auf eine ganze Reihe von 
Verfassungsprinzipien stützt, große Aufmerksamkeit. Art. 9 
der Verfassung der UdSSR weist neben den anderen Richtun­
gen der Entfaltung der sozialistischen Demokratie auf die Not­
wendigkeit der zunehmenden Öffentlichkeit und der ständigen 
Berücksichtigung der öffentlichen Meinung hin. Die Verwirk­
lichung dieser Prinzipien gewährleistet die aktive Mitwir­
kung der Bürger, der Arbeitskollektive und der gesellschaft­
lichen Organisationen an der Erarbeitung der Politik, an der 
Beschlußfassung und an der Kontrolle über die Tätigkeit der 
staatlichen Organe und das Funktionieren der verschiedenen 
gesellschaftlichen Einrichtungen.

Ein fundamentales Prinzip der Informationspolitik des 
Sowjetstaates wurde von W. I. Lenin ausgedrückt: Der „Staat 
... ist dann stark, wenn die Massen alles wissen, über alles 
urteilen können und alles bewußt tim“.14 Diese These Lenins


